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 �D�e�r� �S�i�c�h�e�r�h�e�i�t�s�r�a�t, 

 �i�n� �B�e�k�r�ä�f�t�i�g�u�n�g aller seiner früheren Resolutionen und Erklärungen seiner Präsident-
schaft betreffend die Situation in Sudan und unterstreichend, wie wichtig es ist, diese unein-
geschränkt zu befolgen und umzusetzen, 

 �i�n� �B�e�k�r�ä�f�t�i�g�u�n�g seines nachdrücklichen Bekenntnisses zur Souveränität, Einheit, Un-
abhängigkeit und territorialen Unversehrtheit Sudans, 

 �i�n� �B�e�k�r�ä�f�t�i�g�u�n�g der Grundprinzipien der Friedenssicherung, beispielsweise die Zu-
stimmung der Parteien, die Unparteilichkeit und die Nichtanwendung von Gewalt außer zur 
Selbstverteidigung und zur Verteidigung des Mandats, �f�e�s�t�s�t�e�l�l�e�n�d, dass das Mandat jeder 
Friedenssicherungsmission auf das jeweilige Land zugeschnitten ist, �u�n�t�e�r�s�t�r�e�i�c�h�e�n�d, dass 
die vom Rat erteilten Mandate mit den Grundprinzipien im Einklang stehen, �e�r�n�e�u�t� �e�r�k�l�ä�-
�r�e�n�d, dass der Sicherheitsrat die volle Durchführung der von ihm erteilten Mandate erwartet, 
und in dieser Hinsicht auf seine Resolution 2436 (2018) �v�e�r�w�e�i�s�e�n�d, 

 �e�s� �b�e�g�r�ü�ß�e�n�d, dass am 17. August 2019 die Verfassungserklärung zur Schaffung einer 
neuen Übergangsregierung unter ziviler Führung und von Übergangsinstitutionen unter-
zeichnet wurde, und �f�e�r�n�e�r� �b�e�g�r�ü�ß�e�n�d, dass der Ministerpräsident und der Souveräne Rat 
am 21. August 2019 und das Kabinett am 8. September 2019 ihre Amtsgeschäfte aufgenom-
men haben, 

 �u�n�t�e�r� �B�e�g�r�ü�ß�u�n�g der in der Verfassungserklärung enthaltenen Verpflichtung, durch 
die Überwindung der tieferen Ursachen des Konflikts und der Konfliktfolgen einen fairen 
und umfassenden Frieden in Sudan herbeizuführen, in dieser Hinsicht �i�n� �W�ü�r�d�i�g�u�n�g der 
Aufnahme der Friedensverhandlungen am 14. Oktober 2019 und �m�i�t� �A�n�e�r�k�e�n�n�u�n�g von der 
unterstützenden Rolle der Regierung Südsudans bei diesen Verhandlungen �K�e�n�n�t�n�i�s� �n�e�h�-
�m�e�n�d, 

 �m�i�t� �d�e�r� �A�u�f�f�o�r�d�e�r�u�n�g an die Regierung Sudans, die bewaffneten Bewegungen in Dar-
fur und alle Interessenträger, einschließlich der Vertreterinnen und Vertreter der Binnenver-
triebenen, die derzeitige Dynamik zu nutzen und ohne Vorbedingungen und im Einklang 
mit der Verfassungserklärung alle Seiten einschließende Friedensverhandlungen aufzuneh-
men, und die Konfliktparteien �e�r�m�u�t�i�g�e�n�d, rasch zu einem Friedensabkommen zu gelangen, 
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 �u�n�t�e�r�s�t�r�e�i�c�h�e�n�d, dass beim Abzug des Hybriden Einsatzes der Afrikanischen Union 
und der Vereinten Nationen in Darfur (UNAMID) die Fortschritte im Friedensprozess un-
bedingt berücksichtigt werden müssen, 

 �u�n�t�e�r� �B�e�g�r�ü�ß�u�n�g der Verbesserungen bei den Sicherheitsbedingungen in Darfur, je-
doch mit dem Ausdruck seiner Besorgnis darüber, dass die Sicherheitslage in einigen Regio-
nen Darfurs nach wie vor prekär ist, was auf die destabilisierenden Aktivitäten einer Reihe 
von Akteuren zurückzuführen ist und die Unsicherheit, die Bedrohung von Zivilpersonen in 
Darfur, die Gewalt zwischen Bevölkerungsgruppen und kriminelle Handlungen weiter ver-
schärft und die Entwicklung und die Rechtsstaatlichkeit untergräbt, 

 �u�n�t�e�r� �B�e�g�r�ü�ß�u�n�g der Beschlüsse der Regierung Sudans zur Erleichterung der Erbrin-
gung humanitärer Hilfe und zur Schaffung günstigerer Rahmenbedingungen für humanitäre 
Akteure und zur uneingeschränkten Umsetzung dieser Beschlüsse �a�n�h�a�l�t�e�n�d, um den ra-
schen, sicheren und ungehinderten humanitären Zugang in ganz Darfur zu gewährleisten, 

 �u�n�t�e�r� �B�e�g�r�ü�ß�u�n�g des am 25. September 2019 zwischen der Regierung Sudans und der 
Hohen Kommissarin der Vereinten Nationen für Menschenrechte unterzeichneten Abkom-
mens über die Eröffnung eines Landesbüros mit Büros vor Ort in Sudan und zur zügigen 
Inbetriebnahme dieser Büros �e�r�m�u�t�i�g�e�n�d, 

 �K�e�n�n�t�n�i�s� �n�e�h�m�e�n�d von dem Sonderbericht des Vorsitzenden der Kommission der Af-
rikanischen Union und des Generalsekretärs der Vereinten Nationen (S/2019/816), 

 �K�e�n�n�t�n�i�s� �n�e�h�m�e�n�d von dem Schreiben der Regierung Sudans vom 22. Oktober 2019 
an den Generalsekretär der Vereinten Nationen, 

 �f�e�s�t�s�t�e�l�l�e�n�d
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Schaffung der Sicherheitsbedingungen beizutragen, die für die freiwillige, sichere und 
dauerhafte Rückkehr der Flüchtlinge und Binnenvertriebenen in Würde und in Kennt-
nis der Lage oder gegebenenfalls ihre Integration vor Ort oder ihre Neuansiedlung an 
einem dritten Ort erforderlich sind; 

 4. �n�i�m�m�t� �K�e�n�n�t�n�i�s von der ersten Option in Ziffer 45 i) des Sonderberichts des 
Vorsitzenden der Kommission der Afrikanischen Union und des Generalsekretärs der Ver-
einten Nationen (S/2019/816) und �b�e�s�c�h�l�i�e�ß�t, dass die derzeitigen Obergrenzen der Trup-
pen- und Polizeistärke des UNAMID bis zum 31. März 2020 beibehalten werden, und �b�e�-
�s�c�h�l�i�e�ß�t� �f�e�r�n�e�r, dass der UNAMID während dieses Zeitraums alle Teamstandorte zur Man-
datserfüllung beibehalten wird, mit Ausnahme seines Sektor-Hauptquartiers in Süd-Darfur, 
das gemäß Ziffer 5 geschlossen wird, und sich gleichzeitig auf die zügige und verantwor-
tungsbewusste Schließung weiterer Teamstandorte im Anschluss an einen entsprechenden 
Beschluss des Sicherheitsrats vorbereiten wird; 

 5. �e�r�k�e�n�n�t� �a�n, dass sich die Regierung Sudans im Einklang mit den Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Vereinten Nationen verpflichtet hat, übergebene Teamstand-
orte des UNAMID ausschließlich für Zwecke ziviler Endnutzer zu verwenden, und �l�e�g�t der 
Regierung Sudans �e�i�n�d�r�i�n�g�l�i�c�h� �n�a�h�e, dafür zu sorgen, dass die bereits übergebenen und die 
noch zu übergebenden Teamstandorte des UNAMID für diesen Zweck genutzt werden; 

 6. �e�r�s�u�c�h�t den Generalsekretär und den Vorsitzenden der Kommission der Afrika-
nischen Union, dem Sicherheitsrat spätestens am 31. Januar 2020 einen Sonderbericht vor-
zulegen, der Folgendes enthält: 

 i) eine Bewertung der Situation vor Ort, den aktuellen Stand des Friedensprozes-
ses, Informationen über den Status der bereits übergebenen Teamstandorte des 
UNAMID und Empfehlungen zum geeigneten Vorgehen bei der Verringerung der Per-
sonalstärke des UNAMID; 

 ii) Optionen für eine Folgepräsenz des UNAMID, die sich auf die Auffassungen 
und Bedürfnisse der Regierung Sudans stützen; 

 7. �b�e�k�u�n�d�e�t� �s�e�i�n�e� �A�b�s�i�c�h�t, unter Berücksichtigung der Erkenntnisse aus dem in Zif-
fer 6 angeforderten Sonderbericht bis zum 31. März 2020 einen Beschluss über das Vorge-
hen in Bezug auf einen verantwortungsvollen Abbau und Ausstieg des UNAMID im Ein-
klang mit Ziffer 1 zu fassen, und �b�e�k�u�n�d�e�t� �f�e�r�n�e�r� �s�e�i�n�e� �A�b�s�i�c�h�t, zeitgleich eine neue Reso-
lution zu verabschieden, mit der eine Folgepräsenz des UNAMID eingerichtet wird; 

 8. �b�e�s�c�h�l�i�e�ß�t, mit der Angelegenheit befasst zu bleiben. 
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